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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über den Einfluß von Eignungsübungen der 
Streitkräfte auf Vertragsverhältnisse der Arbeitnehmer und Handelsvertre- 
ter sowie auf Beamtenverhältnisse (Eignungsübungsgesetz) 

- Drucksache 1591 - 


mit den Beschlüssen des Ausschusses für Fragen der europäischen Sicherheit 

(6. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über den Einfluß von 
Eignungsübungen der Streitkräfte auf Ver- 
tragsverhältnisse der Arbeitnehmer und Han- 
delsvertreter sowie auf Beamtenverhältnisse 
(Eignungsübungsgesetz) 


Entwurf eines Gesetzes über den Einfluß von 
Eignungsübungen der Streitkräfte auf Ver- 
tragsverhältnisse der Arbeitnehmer und Han- 
delsvertreter sowie auf Beamtenverhältnisse 
(Eignungsübungsgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ 1 

Arbeitsverhältnis bei Einberufung 

(1) Wird ein Arbeitnehmer auf Grund 
freiwilliger Verpflichtung zu einer Übung 
zur Auswahl von freiwilligen Soldaten (Eig- 
nungsübung) einberufen, so ruht das Ar- 
beitsverhältnis während der Eignungsübung 
bis zur Dauer von vier Monaten. Die Eig- 
nungsübung beginnt nicht vor Ablauf von 
vier Wochen nach dem Tage, an dem dem 
Arbeitgeber der Übungsbeginn mitgeteilt 
worden ist; diese Frist kann mit Zustim- 
mung des Arbeitgebers verkürzt werden. 


§ 1 


Arbeitsverhältnis bei Einberufung 


(1) Wird ein Arbeitnehmer auf Grund frei- 
williger Verpflichtung zu einer Übung zur 
Auswahl von freiwilligen Soldaten (Eignungs- 
übung) einberufen, so ruht das Arbeitsver- 
hältnis während der Eignungsübung bis zur 
Dauer von vier Monaten. Der Beginn der 
Eignungsübung ist dem Einzuberufenden 
und seinem Arbeitgeber mindestens vier 
Wochen vor Übungsbeginn mitzuteilen; die 
Frist kann mit Zustimmung des Einzuberu- 
fenden und seines Arbeitgebers verkürzt 
werden. 


(1 a) Wird die Eignungsübung vorzeitig 
beendet und ergibt sich für den Arbeitgeber 
aus gesetzlidhen oder tarifvertraglichen Be- 





Entwurf 


(2) Ein befristetes Arbeitsverhältnis wird 
durch die Einberufung zu einer Eignungs- 
übung nicht verlängert; das gleiche gilt, 
wenn ein Arbeitsverhältnis aus sonstigen 
Gründen während der Eignungsübung ge- 
endet hätte. 


§ 2 


Kündigungsverbot für den Arbeitgeber 


(1) Der Arbeitgeber darf das Arbeitsver- 
hältnis während der Eignungsübung nicht 
kündigen. Das Recht zur außerordentlichen 
Kündigung aus Gründen, die nidit in der 
Teilnahme des Arbeitnehmers an einer Eig- 
nungsübung liegen, bleibt unberührt. 

(2) Aus Anlaß der Teilnahme des Arbeit- 
nehmers an einer Eignungsübung darf der Ar- 
beitgeber das Arbeitsverhältnis vor und nach 
der Eignungsübung nicht kündigen. Muß der 
Arbeitgeber aus dringenden betrieblichen Er- 
fordernissen (§ 1 Abs. 2 des Kündigungsschutz- 
gesetzes) Arbeitnehmer entlassen, so darf bei 
der Auswahl der zu Entlassenden die Teil- 
nahme eines Arbeitnehmers an einer Eig- 
nungsübung nicht zu dessen Ungunsten be- 
rücksichtigt werden. Kündigt der Arbeit- 
geber, nachdem sich der Arbeitnehmer bei 
den Streitkräften zur Teilnahme an einer 
Eignungsübung gemeldet hat oder innerhalb 
von sechs Monaten im Anschluß an die Eig- 
nungsübung, so wird vermutet, daß die Kün- 
digung aus Anlaß der Teilnahme an einer 
Eignungsübung ausgesprochen worden ist. 


(3) Die Vorschriften des Absatzes 2 gel- 
ten auch, wenn der Arbeitgeber vor Inkraft- 
treten dieses Gesetzes dem Arbeitnehmer 
wegen einer beabsichtigten Teilnahme an 
einer Eignungsübung gekündigt hat. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Stimmungen die Pflicht, vorübergehend für 
zwei Personen am gleichen Arbeitsplatz Lohn 
oder Gehalt zu zahlen, so hat der Arbeitge- 
ber Anspruch auf Erstattung der ihm hier- 
durch ohne sein Verschulden entstandenen 
Mehraufwendungen. 

(2) unverändert 


§2 

Kündigungsverbot für den Arbeitgeber 
(1) unverändert 


(2) Aus Anlaß der Teilnahme des Arbeit- 
nehmers an einer Eignungsübung darf der 
Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis vor und 
nach der Eignungsübung nicht kündigen. 
Muß der Arbeitgeber aus dringenden betrieb- 
lichen Erfordernissen (§ 1 Abs. 2 des Kündi- 
gungsschutzgesetzes) Arbeitnehmer entlassen, 
so darf bei der Auswahl der zu Entlassenden 
die Teilnahme eines Arbeitnehmers an einer 
Eignungsübung nicht zu dessen Ungunsten 
berücksichtigt werden. Kündigt der Arbeit- 
geber binnen sechs Monaten, nachdem er von 
der Meldung des Arbeitnehmers bei den 
Streitkräften zur Teilnahme an einer Eig- 
nungsübung Kenntnis erhalten hat oder in- 
nerhalb von drei Monaten im Anschluß an 
die Eignungsübung, so wird vermutet, daß 
die Kündigung aus Anlaß der Teilnahme an 
einer Eignungsübung ausgesprochen und, so- 
fern aus dringenden betrieblichen Erfordernis- 
sen Entlassungen erfolgen, bei der Auswahl 
des Arbeitnehmers seine Teilnahme an einer 
Eignungsübung zu seinen Ungunsten berück- 
sichtigt worden ist. 

(3) unverändert 



Entwurf 


§ 3 


Ende des Arbeitsverhältnisses 


(1) Bleibt der Arbeitnehmer im Anschluß 
an die Eignungsübung als freiwilliger Soldat 
in den Streitkräften, so endet das Arbeits- 
verhältnis mit Ablauf der Eignungsübung. 
Die zuständige Dienststelle der Streitkräfte 
hat den Arbeitgeber zwei Wochen vor dem 
Ende der Eignungsübung die beabsichtigte 
weitere Verwendung des Arbeitnehmers in 
den Streitkräften und das Ende der Eig- 
nungsübung unverzüglich mitzuteilen. 

(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 gelten 
auch, wenn der Arbeitnehmer die Eignungs- 
übung über vier Monate hinaus freiwillig 
fortsetzt. 


§ 4 

Werkwohnung 

Eine Werkwohnung ist für die Dauer der 
Eignungsübung weiterzugewähren. Bildet die 
Überlassung der Werkwohnung einen Teil 
des Arbeitsentgelts, so hat der Arbeitnehmer 
für die Weitergewährung eine angemessene 
Entschädigung zu zahlen. Für sonstige Sach- 
bezüge aus dem Arbeitsverhältnis gilt Ent- 
sprechendes. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
§ 3 

Ende des Arbeitsverhältnisses 

(1) Bleibt der Arbeitnehmer im Anschluß 
an die Eignungsübung als freiwilliger Soldat 
in den Streitkräften, so endet das Arbeits- 
verhältnis mit Ablauf der Eignungsübung. 
Die zuständige Dienststelle der Streitkräfte 
hat dem Arbeitgeber spätestens zwei Wochen 
vor dem Ende der Eignungsübung die beab- 
sichtigte weitere Verwendung des Arbeitneh- 
mers in den Streitkräften und das Ende der 
Eignungsübung unverzüglich mitzuteilen. 

(2) Setzt der Arbeitnehmer die Eignungs- 
übung über vier Monate hinaus freiwillig 
fort, so endet das Arbeitsverhältnis mit Ab- 
lauf der vier Monate. Dies gilt nicht, wenn 
bis zum Ablauf der vier Monate die Eignung 
des Arbeitnehmers wegen Krankheit von 
mehr als vier Wochen nicht endgültig beur- 
teilt worden ist und der Arbeitnehmer aus 
diesem Grunde die Eignungsübung freiwillig 
fortgesetzt; in diesem Falle ruht das Arbeits- 
verhältnis höchstens weitere vier Monate. 
Es endet, wenn der Arbeitnehmer die Eig- 
nungsübung auch noch über diesen Zeitpunkt 
hinaus freiwillig fortsetzt. Absatz 1 Satz 2 
gilt entsprechend. 


§ 4 

Werkwohnung 

Eine Werkwohnung ist für die Dauer der 
Eignungsübung weiterzugewähren. Bildet die 
freie Überlassung der Werkwohnung einen 
Teil des Arbeitsentgelts (§ 21 des Mieter- 
schutzgesetzes), so hat der Arbeitnehmer dem 
Arbeitgeber für die Weitergewährung diesen 
Teil des Arbeitsentgelts als Entschädigung zu 
zahlen. Ist kein Betrag festgesetzt, ist für die 
Weitergewährung eine angemessene Entschä- 
digung zu zahlen. Für sonstige Sachbezüge 
aus dem Arbeitsverhältnis gilt Entsprechen- 
des. 


§ 5 

Vorschriften für Handelsvertreter 

(1) Das Vertragsverhältnis zwischen einem 
Handelsvertreter und einem Unternehmer 
wird durch die Einberufung zu einer Eig- 
nungsübung nicht gelöst. 


§ 5 


Vorschriften für Handelsvertreter 


(1) Das Vertragsverhältnis zwisdien einem 
Handelsvertreter und einem Unternehmer 
wird durch die Teilnahme des Handelsver- 
treters an einer Eignungsübung nicht gelöst. 
Der Beginn der Eignungsübung ist dem Ein- 
zuberufenden und den Unternehmern, mit 
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Entwurf 


(2) Der Handelsvertreter hat während der 
Eignungsübung gegen den Unternehmer 
keinen Anspruch auf Ersatz seiner im regel- 
mäßigen Geschäftsbetrieb entstandenen Auf- 
wendungen. 

(3) Aus Anlal^ der Teilnahme des Handels- 
vertreters an einer Eignungsübung darf der 
Unternehmer das Vertragsverhältnis nicht 
kündigen. Hat sich der Handelsvertreter bei 
de ?2 Streitkräften zur Teilnahme an einer 
Eignungsübung gemeldet^ so wird für Kün- 
digungen bis zum Ende der Eignungsübung 
vermutet, daß sie aus Anlaß der Teilnahme 
an einer Eignungsübung ausgesprochen wor- 
den sind. 


(4) Die Vorschriften des Absatzes 3 gelten 
auch, wenn der Unternehmer vor Inkraft- 
treten dieses Gesetzes dem Handelsvertreter 
wegen einer beabsichtigten Teilnahme an 
einer Eignungsübung gekündigt hat. 


(5) Bleibt der Handelsvertreter Im An- 
schluß an die Eignungsübung als freiwilliger 
Soldat In den Streitkräften oder setzt er die 
Eignungsübung über vier Monate hinaus 
freiwillig fort, so gilt § 3 sinngemäß; ein 
Anspruch des Handelsvertreters auf Aus- 
gleich 72ach § 89 b des Handelsgesetzbuches 
besteht nicht. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

denen er in einem Vertragsverhältnis steht, 
mindestens vier Wochen vor Übungsbeginn 
mitzuteilen; die Frist kann mit Zustimmung 
der Beteiligten verkürzt werden. § 1 Abs. 2 
gilt sinngemäß. 


(2) Aus Anlaß der Teilnahme des Handels- 
vertreters an einer Eignungsübung darf der 
Unternehmer das Vertragsverhältnis nicht 
kündigen. Kündigt der Unternehmer inner- 
halb von sechs Monaten, nachdem er von der 
Meldung des Handelsvertreters bei den 
Streitkräften zur Teilnahme an einer Eig- 
nungsübung Kenntnis erhalten hat, oder 
während der Eignungsübung, so wird ver- 
mutet, daß die Kündigung aus Anlaß der 
Teilnahme an einer Eignungsübung ausge- 
sprochen worden ist. 

(3) Die Vorschriften des Absatzes 2 gelten 
auch, wenn der Unternehmer vor Inkraft- 
treten dieses Gesetzes dem Handelsvertreter 
'wegen einer beabsichtigten Teilnahme an 
einer Eignungsübung gekündigt hat. 

(4) Der Handelsvertreter hat während der 
Eignungsübung keinen Anspruch auf Provi- 
sion nach § 87 Abs. 2 Satz 1 des Handels- 
gesetzbuches sowie keinen Anspruch auf eine 
vereinbarte feste Vergütung oder auf Ersatz 
der im regelmäßigen Geschäftsbetrieb ent- 
standenen Aufwendungen. 

(5) Bleibt der Handelsvertreter im An- 
schluß an die Eignungsübung als freiwilliger 
Soldat in den Streitkräften, so endet das Ver- 
tragsverhältnis mit Ablauf der Eignungs- 
übung. Die zuständige Dienststelle der Streit- 
knäfte hat dem Unternehmer spätestens zwei 
Wochen vor dem Ende der Eignungsübung 
die beabsichtigte weitere Verwendung des 
Handelsvertreters in den Streitkräften und 
unverzüglich das Ende der Eignungsübung 
mitzuteilen. 

(6) Setzt der Handelsvertreter die Eig- 
nungsübung über vier Monate hinaus frei- 
willig fort, so endet das Vertragsverhältnis 
mit Ablauf der vier Monate. Dies gilt nicht, 
wenn bis zum Ablauf der vier Monate die 
Eignung des Handelsvertreters wegen Krank- 
heit von mehr als vier Wochen nicht endgültig 


o 



Entwurf 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§ 6 

Ausschluß von Nachteilen 

(1) Aus der Teilnahme an einer Eignungs- 
übung soll dem Arbeitnehmer in beruflicher 
und betrieblidier Hinsicht und dem Handels- 
vertreter in seinen vertraglichen Beziehungen 
zu dem Unternehmer kein Nachteil erwach- 
sen. 

(2) Die Bundesregierung regelt durdi 
Rcchtsverordnung das Nähere hinsichtlich 
des Urlaubs, der zusätzlichen Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung, der betrieblichen 
Pensions- und Urlaubskassen, der Zulagen 
und sonstigen Rechte, die sich ausschließlich 
aus der Dauer der Zugehörigkeit zum Be- 
ruf, zum Betrieb oder zur Verwaltung oder 
aus der Dauer des Vertragsverhältnisses er- 
geben. 


S 7 


Vorschriften für Beamte und Richter 


(1) Ein Beamter oder Richter, der zu einer 
Eignungsübung einberufen wird, ist für die 
Dauer der Eignungsübung ohne Dienstbe- 
züge beurlaubt. § 1 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 
gilt sinngemäß. 

(2) Der Beamte oder Richter darf aus An- 
laß der Teilnahme an einer Eignungsübung 
nicht entlassen werden. Eine Entlassung, die 
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes mit Rück- 
sidit auf eine beabsichtigte Teilnahme an 
einer Eignungsübung ausgesprochen wurde, 
ist unwirksam. § 2 Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt 
sinngemäß. 


beurteilt worden ist und der Handelsvertre- 
ter aus diesem Grunde die Eignungsübung 
freiwillig fortsetzt; in diesem Falle endet das 
Vertragsverhältnis nach weiteren vier Mona- 
ten, wenn der Handelsvertreter die Eignungs- 
übung auch noch über diesen Zeitpunkt hin- 
aus freiwillig fortsetzt. Absatz 5 Satz 2 gilt 
entsprechend. 

(7) Endet das Vertragsverhältnis nach Ab- 
satz 5 oder 6, besteht ein Anspruch des Han- 
delsvertreters auf Ausgleich nach § 89 b des 
Handelsgesetzbuches nicht. 

§ 6 

Ausschluß von Nachteilen 

(1) Aus der Teilnahme an einer Eignungs- 
übung darf dem Arbeitnehmer in beruflicher 
und betrieblicher Hinsicht und dem Handels- 
vertreter in seinen vertraglidien Beziehungen 
zu dem Unternehmer kein Nachteil er- 
wachsen. 

(2) Die Bundesregierung regelt durch 
Rechtsverordnung das Nähere hinsichtlich des 
Urlaubs, der zusätzlichen Alters- und Hinter- 
bliebenenversorgung, der betrieblichen Pen- 
sions- und Urlaubskassen, der Zulagen und 
sonstigen Rechte, die sidi ausschließlich aus 
der Dauer der Zugehörigkeit zum Beruf, 
zum Betrieb oder zur Verwaltung oder aus 
der Dauer des Vertragsverhältnisses ergeben; 
darin ist zu bestimmen, daß der Bund Bei- 
träge leistet. Der Arbeitgeber kann verpflich- 
tet werden, Beiträge vorab zu entrichten. 


§ 7 

Vorsdiriften für Beamte und Richter 
(1) unverändert 


(2) unverändert 
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(3) Das Besoldungsdienstalter oder das 
Diätendienstalter werden um die Zeit der 
Eignungsübung nicht gekürzt. Die außer- 
planmäßige Mindestdienstzeit und die Probe- 
zeit werden um die Zeit der Eignungsübung 
nicht verlängert. 

(4) Der Vorbereitungsdienst wird um die 
Zeit der Eignungsübung verlängert. Die Ver- 
zögerungen, die sich aus der Verlängerung 
des Vorbereitungsdienstes für den Beginn 
des Diätendienstalters und im Falle der un- 
mittelbaren Anstellung für den Beginn des 
Besoldungsdienstalters ergeben, sind auszu- 
gleichen. Die außerplanmäßige Mindest- 
dienstzeit und die Probezeit werden um die 
Zeit der Verzögerung gekürzt. 

{5) Die Zeit der Eignungsübung ist ruhe- 
gehaltfähig. 

(6) Der Urlaub zur Teilnahme an einer 
Eignungsübung wird auf Erholungsurlaub 
nicht angerechnet. 

(7) Bleibt der Beamte oder Richter im An- 
sdiluß an die Eignungsübung als freiwilliger 
Soldat in den Streitkräften, so ist er mit Ab- 
lauf der Eignungsübung aus seinem bisheri- 
gen Dienstverhältnis entlassen. Setzt der Be- 
amte oder Richter die Eignungsübung über 
vier Monate hinaus freiwillig fort, so ist der 
Urlaub einmalig bis zur Dauer von vier Mo- 
naten verlängert, j 3 Abs. 1 Satz 2 gilt sinn- 
gemäß. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(3) Aus der Teilnahme an einer Eignungs- 
übung darf dem Beamten oder Richter kein 
Nachteil erwachsen. Die Bundesregierung re- 
gelt durch Rechtsverordnung, inv/ieweit der 
Erholungsurlaub aus dem Dienstverhältnis 
als Beamter oder Richter von den Streitkräf- 
ten gewährt wird. 

(4) unverändert 


(5) Bleibt der Beamte oder Richter im An- 
schluß an die Eignungsübung als freiwilliger 
Soldat in den Streitkräften, so ist er mit der 
Übernahme aus seinem bisherigen Dienstver- 
hältnis entlassen. 


(6) Setzt der Beamte oder Richter die Eig- 
nungsübung über vier Monate hinaus frei- 
willig fort, so ist er mit Ablauf der vier Mo- 
nate aus seinem bisherigen Dienstverhältnis 
entlassen. Dies gilt nicht, wenn bis zum Ab- 
lauf der vier Monate die Eignung des Be- 
amten oder Richters wegen Krankheit von 
mehr als vier Wochen nicht endgültig be- 
urteilt worden ist und der Beamte oder Rich- 
ter aus diesem Grunde die Eignungsübung 
freiwillig fortsetzt; in diesem Falle ist der 
Urlaub um höchstens weitere vier Monate 
verlängert. Setzt der Beamte oder Richter 
die Eignungsübung auch noch über diesen 
Zeitpunkt hinaus freiwillig fort, gilt Satz 1 
entsprechend. 

(7) In den Fällen der Absätze 5 und 6 gilt 
§ 3 Abs. 1 Satz 2 sinngemäß; die Entlassung 
gilt als Entlassung auf eigenen Antrag. 
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§ 8 

Gesetzliche Krankenversicherung 

(1) Während der Eignungsübung ruht die 
Versichertenkrankenhilfe. 


(2) Für die Berechnung des Beitrages, des 
Sterbegeldes und von Barleistungen der Fa- 
milienhilfe ist der letzte Grundlohn des Ver- 
sicherten vor Beginn der Eignungsübung 
maßgebend. 

(3) Bei Arbeitnehmern hat der Arbeitge- 
ber, bei Arbeitslosen hat das Arbeitsamt Be- 
ginn und Ende der Eignungsübung der zu- 
ständigen Krankenkasse unverzüglich zu 
melden. Freiwillig Versicherte haben diese 
Meldung selbst zu erstatten. 

(4) Für die Zelten der Teilnahme an der 
Eignungsübung zahlt der Bund die Beiträge 
nach dem um ein Drittel gekürzten Beitrags- 
satz der Kasse. 


§ 9 


Gesetzliche Rentenversicherung 

(1) In den gesetzlichen Rentenversicherun- 
gen gelten für die Erfüllung der Wartezeit 
und der Erhaltung der Anwartschaft die 
Zeiten der Teilnahme an der Eignungsübung 
als Ersatzzeit, wenn das Versicherungsver- 
hältnis vorher bestanden hat. 


(2) Für die Halbdeckung der Reichs- 

versicherungsordnung) werden die Zeiten 
der Teilnahme an der Eignungsübung nicht 
mitgezählt, wohl aber die in dieser Zeit ent- 
richteten Beiträge. 

(J) Beiträge zur El öherver Sicherung kön- 
nen für die Übungszeit entrichtet werden. 


§ 10 

Arbeitslosenversicherung und 
Arbeitslosenfürsorge 

(1) Durch die Teilnahme an der Eignungs- 
übung wird eine bestehende Versicherung 
gegen Arbeitslosigkeit nicht berührt, 

(2) Für die Abgeltung von Sperrfristen 
stehen Zelten der Teilnahme an der Eig- 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§ 8 

Gesetzliche Krankenversicherung 

(1) Die Teilnahme an einer Eignungsübung 
berührt eine bestehende Versicherung bei 
einer gesetzlichen Krankenkasse oder Ersatz- 
kasse nicht, jedoch ruht für die Zeit der Teil- 
nahme die Versichertenkrankenhilfe. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


§9 


Gesetzliche Rentenversicherung 


War der Teilnehmer an einer Eignungs- 
übung bis zu deren Beginn in der gesetzlichen 
Rentenversicherung pflichtversichert und 
bleibt er nicht in den Streitkräften oder be- 
antragt er zum Zwecke der freiwilligen Wei- 
terversicherung die Nachentrichtung der Bei- 
träge innerhalb eines Jahres nach der Eig- 
nungsübung, so hat der Bund die Beiträge 
für die Zeiten der Teilnahme an der Eig- 
nungsübung in der Höhe nachzuentrichten, 
in der sie zuletzt vor Beginn der Eignungs- 
übung zu entrichten waren. Das gleiche gilt 
für Versicherte, bei denen der Versicherungs- 
fall während der Eignungsübung eintritt. Die 
nachentrichteten Beiträge gelten als rechtzei- 
tig entrichtete Pflichtbeiträge. 


§ 10 

Arbeitslosenversicherung und 
Arbeitslosenfürsorge 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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nungsübung Zeiten einer versicherungspflich- 
tigen Beschäftigung gleich. 

(3) Zeiten der Teilnahme an der Eignungs- 
übung, die nicht zur Erfüllung einer An- 
wartschaft dienen können oder die nicht 
zur Erfüllung einer neuen Anwartschaft aus- 
reichen^ werden bei der Feststellung der An- 
wartschaft nicht in die Rahmenfrist einge- 
rechnet. Die Rahmenfrist verlängert sich bei 
Einrechnung dieser und anderer Erweite- 
rungszeiten im Höchstfälle auf zwei Jahre. 

(4) Bei der Bemessung der Arbeitslosen- 
unterstützung bleiben die Zelten der Teil- 
nahme an der Eignungsübung außer Be- 
tracht. Stehen infolgedessen weniger als drei- 
zehn Wochen v er sicher ungspflichtiger Be- 
schäftigung zur Verfügung, so ist nach dem 
durchschnittlichen Arbeitsentgelt dieses Zeit- 
raumes zu bemessen. 


(5) Für Zeiten der Teilnahme an der Eig- 
nungsübung zahlt der Bund die Beiträge, so- 
fern ihre Erhebung nicht auf Grund anderer 
Rechtsvorschriften unterbleibt. 


(6) Für die Bemessung der Arbeitslosen- 
fürsorgeunterstützung gilt Absatz 4 Satz 1 
entsprechend. 


§ n 

Geltungsdauer des Gesetzes und Anwendung 
früherer Vorschriften 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach sei- 
ner Verkündung in Kraft; es tritt nach drei 
Jahren außer Kraft, jedoch bleiben dAc auf 
Grund dieses Gesetzes entstandenen Rechte 
und Pflichten unberührt. 

(2) Die früheren Bestimmungen über den 
Einfluß des Wehrdienstes auf Rechtsverhält- 
nisse des Arbelts- und Beamtenredits sowie 
auf das Redit der Sozialversicherung, der 
Arbeitslosenversicherung und der Arbeits- 
losenfürsorge sind bei Teilnahme an einer 
Eignungsübung nidit anzuwenden. 


Beschlüsse des 6, Ausschusses 


(3) Zeiten der Teilnahme an einer Eig- 
nungsübung gelten als Erweiterungszeiten 
im Sinne des § 95 Abs. 2 des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung. 


(4) Bel der Bemessung der Arbeitlosen- 
unterstützung ist für Zeiten der Teilnahme 
an einer Eignungsübung der Berechnung des 
durchschnittlichen Arbeitsentgelts das Ent- 
gelt zugrunde zu legen, das für die Berech- 
nung der Beiträge maßgebend war oder das 
maßgebend gewesen wäre, wenn ohne eine 
Rechtsvorschrift über die Beitragsfreiheit 
Beitragspflicht bestanden hätte (Absatz 5 letz- 
ter Halbsatz). 

(5) Für Zeiten der Teilnahme an der Eig- 
nungsübung zahlt der Bund die Beiträge in 
der Höhe, in der sie zuletzt vor Beginn der 
Eignungsübung gezahlt wurden, sofern ihre 
Erhebung nicht auf Grund anderer Rechts- 
vorschriften unterbleibt. 

(6) Bei der Bemessung der Arbeitslosen- 
fürsorgeunterstützung stehen Zeiten der Teil- 
nahme an einer Eignungsübung, während der 
das Arbeitsverhältnis ruht, Zeiten einer Be- 
schäftigung gleich. Absatz 4 gilt entsprechend. 
War die Beschäftigung arbeitslosenversiche- 
rungsfrei, so ist deren letztes Arbeitsentgelt 
der Bemessung zugrunde zu legen. 

§ 11 

Geltungsdauer des Gesetzes und Anwendung 
früherer Vorschriften 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nacli seiner 
Verkündung in Kraft; es tritt nach drei Jah- 
ren außer Kraft. 


(2) Frühere Bestimmungen über den Ein- 
fluß des Wehrdienstes auf Rechtsverhältnisse 
des Arbeits- und Beamtenrechts sowie auf das 
Recht der Sozialversiclierung, der Arbeits- 
losenversicherung und der Arbeitslosenfür- 
sorge sind bei Teilnahme an einer Eignungs- 
übung nicht anzuwenden. 

(3) § 3 des Gesetzes über die vorläufige 
Rechtsstellung der Freiwilligen in den Streit- 
kräften (Freiwilligengesetz) vom 23. Juli 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 449) wird aufgehoben. 
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